
Kontrollrats zu gelten haben, wonach Befehle von der 
Verantwortlichkeit nicht befreien und nur als straf­
mildernd berücksichtigt werden können.

d) V e r a n t w o r t l i c h k e i t  im Sinne des Straf­
rechts ist nicht identisch mit Schuld; sie ist vielmehr 
deren Folge. Verantwortlichkeit im Sinne der Art. I 
und VII des Abschn. II der Direktive umfaßt sowohl die 
Schuld im eigentlichen Sinne sowie die Gefährlichkeit 
im Sinne des Abschn. I Ziff. lc und der Art. Ill Ziff. BII5 
und V Ziff. II3. Dies folgt daraus, daß nicht nur die 
schuldigen, sondern auch die gefährlichen Personen 
Sühnemaßnahmen unterworfen sind.

Die Direktive Nr. 38 verwendet außerdem die Worte 
„verantwortlich sein“ für die Bezeichnung eines Tat­
bestandsmerkmals, so in den Art. II Ziff. 3 und III B12 
und BII 3 des Abschn. II. Hierdurch werden insbeson­
dere solche Fälle als miterfaßt zu betrachten sein, in 
denen der Verantwortliche an sich untätig war, jedoch 
nach seiner Stellung oder aus der gegebenen Situation 
heraus hätte handeln müssen, um Gewalttaten, Ausbeu­
tungen oder Verschleppungen oder sinnlose Zerstörun­
gen zu vermeiden.

e) Von der E i n r e i h u n g  i n  e i n e  d e r  d r e i  
G r u p p e n ,  die nach dem Befehl Nr. 201 und der 
Ausführungsbestimmung Nr. 3 zur gerichtlichen Ver­
antwortung zu ziehen sind, hängt Art und Umfang der 
Sühnemaßnahmen ab. Die Einreihung setzt ihrerseits 
wiederum das Vorliegen bestimmter Tatbestände vor­
aus. Diese bilden die reale Grundlage für diejenige 
Charakterisierung des Verantwortlichen, an die als 
solche die Sühnemaßnahmen geknüpft sind. Im Ver­
hältnis zu der in der Eingruppierung liegenden Quali­
fizierung der Persönlichkeit des Verantwortlichen stel­
len die Tatbestände also gewissermaßen nur Urteils­
elemente dar. Liegen mehrere Tatbestände vor, von denen 
ein jeder den Verantwortlichen als zu derselben Gruppe 
gehörig qualifiziert, so kann hierdurch an der Eingrup­
pierung nichts geändert werden. In solchen Fällen 
kann vielmehr nur das Maß der Schuld betroffen sein. 
Das Vorliegen von mehreren Verbrechen der gleichen 
Stufe kann sich somit nur als verschärfender Straf­
zumessungsgrund auswirken. Liegen an sich Verbrechen 
verschiedener Stufen vor, so werden sie als eine Ein­
heit anzusehen sein, die bestimmt wird durch die Ver­
brechen, die die Einreihung in die am schärfsten zur 
Verantwortung zu ziehende Gruppe bedingt. Ein Kon­
kurrenzverhältnis im Sinne des allgemeinen Straf­
rechts kann zwischen den einzelnen Tatbeständen des 
Sühnemaßnahmerechts infolge seiner Eigenart nicht in 
Frage kommen.

f) E i n e  K o n k u r r e n z  z w i s c h e n  V e r ­
b r e c h e n  d e s  S  ü h  n  e  m  a  ß  n  a  h  m  e  n  r  e  c  h  t  s  
u n d  S t r a f t a t e n  im Sinne der § § 73 ff. des Straf­
gesetzbuches erscheint gleichfalls ausgeschlossen. Diese 
Vorschriften beziehen sich nur auf Verbrechen und 
Vergehen im Sinne des allgemeinen Strafrechts. Auch 
insoweit, als das Sühnemaßnahmenrecht als kriminelles 
Strafrecht aufgefaßt werden kann, muß die Möglich­
keit einer Ideal- oder Realkonkurrenz zwischen Ver­
brechen des Sühnemaßnahmenrechts und des allgemei­
nen Strafrechts verneint werden. In Art. XIII des 
Abschn. II der Direktive wird allerdings davon aus­
gegangen, daß Verbrechen im Sinne des Sühnemaß­
nahmenrechts die gleichen wie strafrechtliche Vergehen 
sein können. Indem nun aber durch diese Vorschrift 
bestimmt wird, daß die Verhängung von Sühnemaß­
nahmen auf Grund der Direktive eine strafrechtliche 
Verfolgung wegen des gleichen Vergehens nicht aus­
schließt, wird damit gleichzeitig die Anwendbarkeit der 
Vorschrift des § 73 StGB über die Idealkonkurrenz aus­
geschlossen. Denn durch diese Vorschrift wird eine 
doppelte Verurteilung als unzulässig erklärt. Die Vor­
schrift des Art. XIII kann andererseits auch nicht dazu 
führen, im Falle des gleichen Vergehens etwa eine 
Realkonkurrenz im Sinne des § 74 StGB anzunehmen. 
Eine solche Annahme würde von vornherein daran 
scheitern, daß bei der Realkonkurrenz mehrere selb­
ständige Handlungen vorliegen müssen. Ohne Berück­
sichtigung kann die Tatsache, daß gleiche Vergehen im 
Sinne des Art. XHI vorliegen, allerdings nicht bleiben. 
Würde bei der Bestrafung eines Vergehens die bereits 
erfolgte Ahndung desselben in dem anderen Verfahren 
keine Berücksichtigung finden, würde dies mit der Ge­
rechtigkeit unvereinbar sein. Die Gerechtigkeit erfor­

dert vielmehr, daß wegen des gleichen Vergehens nicht 
eine doppelte Bestrafung stattfinden kann.

Da in der sowjetischen Besatzungszone die Verurtei­
lungen auf Grund der Direktive jetzt erst begonnen 
haben, kommt vorläufig nur die Berücksichtigung von 
Verurteilungen im Strafverfahren bei Verurteilungen 
im Sühnemaßnahmenverfahren in Betracht. Hierbei 
werden die auf Grund des Kontrollratsgesetzes Nr. 10 
verhängten Strafen eine besondere Rolle spielen. Diese 
Strafen werden im Sühnemaßnahmenverfahren ange­
messen zu berücksichtigen sein. Dies wird unter Um­
ständen dazu führen, daß neben der Verurteilung nach 
dem Gesetz Nr. 10 ein Raum für eine Sühnemaßnahme 
nicht mehr gegeben ist. Es darf aber nicht übersehen 
werden, daß das Sühnemaßnahmenrecht einen weiteren 
Rahmen spannt, indem es Maßnahmen zuläßt, die 
weder im Kontrollratsgesetz Nr. 10 noch im allgemei­
nen Strafrecht vorgesehen sind. Neben einer straf­
rechtlichen Verurteilung kann deshalb der Raum für 
eine neue Verurteilung zur Strafe fehlen, jedoch ge­
geben sein für ein Erkenntnis, das sich auf Sicherungs­
oder Wiedergutmachungsmaßnahmen beschränkt. Ist 
eine Verurteilung zuerst im Sühnemaßnahmeverfahren 
ergangen, steht der erneuten Aburteilung im Straf­
verfahren nichts im Wege, wenn die erkannte Strafe 
hinter der Schuld des Täters zurückgeblieben ist.

II.
Verfahrensrechtlicher Teil.

Die vorstehenden Ausführungen haben zuletzt zu Er­
örterungen geführt, bei denen verfahrensrechtliche 
Gesichtspunkte nicht außer Betracht bleiben konnten. 
Im folgenden sollen vornehmlich solche Verfahrens­
fragen behandelt werden, die von dem materiell-recht­
lichen Gehalt des Sühnemaßnahmenverfahrens in be­
sonderer Weise abhängen.

1. An der V e r b i n d u n g  d e s  S ü h n e m a ß ­
n a h m e n v e r f a h r e n s  m i t  d e m  S t r a f v e r ­
f a h r e n  besteht ein großes Interesse nicht nur aus 
Gründen der Prozeßökonomie, sondern auch des inne­
ren Zusammenhangs wegen. Es sind besonders die 
Strafverfahren auf Grund des Kontrollratsgesetzes 
Nr. 10, die sich eng mit dem Sühnemaßnahmenverfah­
ren berühren, und zwar insofern, als Verbrechen gegen 
den Frieden, Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit den Täter im Regelfälle im Sinne 
der Direktive und des Befehls Nr. 201 verantwortlich 
machen werden. Es kommt hinzu, daß die Anwendbar­
keit des Sühnemaßnahmenrechts die Regelung gewis­
ser Fälle erleichtert, die bisher auf Grund des Kontroll­
ratsgesetzes Nr. 10 oder des allgemeinen Strafrechts 
verfolgt werden mußten. Dies trifft insbesondere auf 
die Verfolgung von Denunzianten zu. Wer aus Eigen­
nutz oder Gewinnsucht aktiv mit der Gestapo, dem SD, 
der SS oder mit ähnlichen Organisationen zusammen­
gearbeitet hat, indem er Gegner der nationalsozialisti­
schen Gewaltherrschaft denunzierte oder sonst zu ihrer 
Verfolgung beigetragen hat, ist nach Art. II Ziff. 9 des 
Abschn. II der Direktive als Hauptverbrecher zur Ver­
antwortung zu ziehen. Demgemäß sind nach O 2 der 
Liste I des Anhangs A alle Personen, die Gegner des 
Nationalsozialismus denunziert haben, der Unter­
suchung auf ihre Einreihung in die Gruppe der Haupt­
verbrecher zu unterziehen. Wer nicht aus Eigennutz 
oder Gewinnsucht, sondern aus anderen Motiven als 
Denunziant die Einleitung eines Verfahrens zum Scha­
den eines anderen wegen seiner Rasse, Religion oder 
seiner politischen Gegnerschaft gegen den National­
sozialismus oder wegen Zuwiderhandlungen gegen 
nationalsozialistische Anordnungen, herbeigeführt oder 
herbeizuführen versucht hat, ist nach A I I 8  des Art. III 
des Abschn. II als Verbrecher einzureihen. Durch 
diese Vorschriften wird der Kreis der Denunzianten, 
gegen die einzuschreiten ist, wohl erschöpfend bestimmt 
sein. Bei der Anwendung des Sühnemaßnahmenrechts 
bedarf es nicht so schwieriger Erörterungen, wie sie 
bei der Rechtsprechung zum Kontrollratsgesetz Nr. 10 
und zur Anwendbarkeit von Vorschriften des Straf­
gesetzbuches auf Fälle der Denunziation zutage getre­
ten sind. In diesem Zusammenhang dürfte es genügen, 
auf die Kontroversen hinzuweisen, die über die An­
wendbarkeit des Begriffs der mittelbaren Täterschaft 
bei der Aburteilung von Denunzianten entstanden sind.
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